
DGB-Erklärung zu den Ostermärschen  
 
Vorrang für zivile Konfliktlösungen! 
 
Die traditionellen Ostermärsche haben auch nach über 45 Jahren ihre Notwendigkeit 
nicht eingebüßt. Sie sind Anlass, für den Vorrang von zivilen Konfliktlösungen vor 
militärischen Operationen zu demonstrieren. Krieg ist kein Mittel der Politik! 
 
Die vielen Konfliktherde in der Welt zeigen vor allem eines: Versuche, politische und 
soziale Probleme vorrangig militärisch zu lösen, bringen keinen Frieden. 
Schlagworte, wie "Krieg gegen den Terror" oder „Krieg für die Freiheit", können nur 
schlecht verhüllen, worum es nur zu oft wirklich geht - militärische Gewalt zur 
Durchsetzung von politischen und wirtschaftlichen Zielen, wie die Absicherung 
geostrategischer Einflussgebiete oder den Zugriff auf Öl und andere Rohstoffe und 
Transportwege. 
 
Die Vereinten Nationen haben im Jahr 2000 die Millenniums-Entwicklungsziele 
beschlossen. Die Erreichung dieser acht Ziele bis zum Jahr 2015 ist eine sinnvollere 
Friedenspolitik als das Primat des Militärischen. Größere Anstrengungen dafür sind 
nötig! 
 
Jedes Jahr sterben mehr Menschen durch wirtschaftliche Not und Krankheiten. Ziel 
aller Politik muss vor allem sein, den Menschen ein Leben ohne Not zu sichern, 
ihnen Sicherheit vor Armut, Krankheit, Ausgrenzung, Verletzung von 
Menschenrechten zu geben. Dies erfordert eine grundlegend veränderte 
„Sicherheitspolitik“, in der das Militär nur noch ein – abnehmendes - Element unter 
vielen ist.  
 
Die Welt gibt nach einer Berechnung des Stockholmer Friedensforschungsinstituts 
SIPRI wieder mindestens so viel Geld für Rüstung und Militär aus, wie zu Zeiten des 
Kalten Krieges. Zwei Drittel gehen auf das Konto der NATO-Staaten. Deutschland ist 
der drittgrößte Rüstungsexporteur. Wir fordern: Abrüstung ist das Gebot der Stunde! 
 
 
Wir fordern: 
 

• zivile Lösungen für die Zukunft des Iraks, Afghanistans und im Nahen Osten! 

• eine präventive Politik, die Konfliktursachen beseitigt statt 
Militärinterventionen! 

• die Bundeswehr darf keine weltweit agierende Interventionsarmee werden! 

• Respektierung des Völkerrechts und der UN-Resolutionen! 

• Ächtung und Abschaffung aller Atomwaffen! 

• ein demokratisches, sozial gerechtes und ökologisches Europa des Friedens! 
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